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Budgetberatung .
WIENERGEMEINDERAT

Sitzung vom17 .Bezember1931 .
BeginnderSitzung17Uhr .DasHaussetztdieSpezialdebatteüber

denVoranschlagderVerwaltungsgruppefürWohlfahrtswesenundsozialeVer-¬
waltungfort .

. R.Hörmayer( . . ) tadelt ,dassdurchunötigebürokratischeMass-¬
nahmendie ErledigungvonGesuchenumErhaltungsbeiträge,Aushilfenundder¬
gleichen sehr stark verzögert werde .Dies führe zu einer Verschärfung derNot
lage der Gesuchssteller .DerRednerbespricht einzelne GebietederFürsorge ,
wobeier verlangt ,dass der Arbeitder FürsorgerätemehrWürdigunggeschenkt
werdensolle .Schliesslichersucht . R.HörmayerumehesteDurchführungei¬
ner Notstands - undKohlenaktionfür die Fürsorgebedürftigen .( Beifall ) .

GR .Pfeiffer ( . L)weist zunächstdarauf hin ,dass imheurigenVor¬
anschlagfür die Lebensmittelin denAnstaltenweitgeringereBeträgeprä¬
liminiert sind als in den Vorjahren .Es sollte berücksichtigt werden ,das
die Krankeneine Einschränkungweit schwerer ertragen als dieGesunden .
Wirwürdeneine beruhigendeErklärungdesamtsführendenStadtratesdarüber
wünschen,dasssich die Verkörtigungin denAnstaltennichtverschlechtern
wird .Der Rednerverlangt dann ,dass demAusschussendlich einegemeinsame
BesichtigungderHainburgerAnstaltermöglichtwird .Erstellt mitGenugtuung
fest ,dass die Subventionenfür denKörpersportimGanzenundGrossenin
der bisherigenHöheerhalten bleiben undspricht die Hoffnungaus ,dassdie
Verteilungdieser Beträgein ZukunftwenigernachparteipolitischenGe¬
sichtspunkten vorgenommenwird ,Das Verhäktnis der Sportorganisationen zu¬
einander ist übrigens trotz der Verhetzungenseitens einzelnenpolitischer
Führer ein ganz ausgezeichnetes .Sehr schlecht behandelt werden diedeutsche
Turnervereino.WirbittendenamtsführendenStadtratseinenEinflussbeim
Stadtschulrat dahin geltend zu machen ,dass bei Benützungder Turnsäledie
einzelnen Turnvereine gleichmässiger behandelt werden und dass dendeutschen
Turnvereinen wenigstens die Benützungdejenigen Turnsäle überlassenwird ,
auf die die sozialdemokratischen Vereine keinen Anspruch erheben .DerRedner
beschäftigt sich sodann mit dem Stadion unf führt Klage darüber ,dass bei
Eröffnung des Stadions nicht ein einziger Vertreter des österreichischenvun feglaear

Körpersportzügelassenwurde .Er verweist dar auf ,dass dieStadionbetriebs¬
gesellschaft gegenwärtig noch koine Leitung hat und veglangt ,dass die Füh¬
rung des Stadions zielbewusster und zweckmüssiger wäre .Dazu würde vor alle
der Ausbaudes Innenraumesundde r Flächenausserhaäbder Kampfbahngehö¬
ren .Dass wir die Betriebsgesellschaft aus ihren Betriebsüberschüssennicht
leisten könnanunddie GemeindeWienwird für den Ausbau prnisfrüher
oder später Geldzur Verfügungstellen müssen .Suchder VerkehrzumStadion
muss geregelt werden .Die Worte des St . R .Tandler über die Winterhilfe werden
sicher imganzenHausWiederhallfinden .Auchdie Nationalgesinntenempfin¬
gen grosse Freude darüber ,dass in diesen Stunden der Not anstelle desPar¬
teikampfesder Gedankeder Menschlichkeitgetreten ist ( LebhafterBeifallbe
der . L

GR. Körber( . . )bezeichnete s als sehr bedauerlich ,dassdie
Gemeindeverwaltungihren Pflichten in Bezugauf die Fürsorgenichtnach¬
kommt ,obwohl garade die Mehrheit ,die der Bevölkerung so viel versprochen
hat ,hier besonderePflichten hätte .DerRednerbeschäftigt sicheingehend
mit demBürgerspitalfonds und stellt die Frage ,wiesc es möglich sei ,dassdie
Schulden dieses Fonds so sehr angewachsensind . Wenndas so fort - geht ,wird
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von dem ansehnlichen Vermögen des Fonds bald nichts vorhanden sein .Er
weist sodanndarauf hin ,dass die Gemeindesehr viele GründedesFonds
der Verbauungzugeführt hat ,ohne den Gemeinderat zu befragen und ohnedass
darüberberichtetwürde ,welchesEntgeltdieGemeindefür dieBenützung
dieser verbauten Grundstückean den Fondsabführt .Wir müssenverlangen ,
dass die Gründedes Bürgerspitalsfonds ,die bisher vonder Gemeindever¬
bautwordensind ,demWertentsprechendeingelöstwerden .DasBürgerversor¬
gungshausin der Währingerstrassewurdeangeblich aus hygienischenGründen
demoliert . Derwahre Grundist ein ganz anderer .Die Insassen waren gutealte
Bürger und haben bei jeder Wahlihrer Einstellung entsprechend gewählt .Des- ¬
halbmusstedasHausweg. Heuteist nundort anStelle desvielgerühmten
Wolkenkratzerseine leergebrannteStätte . Wirverlangenauchin diesemFalle ,
dass die GemeindedemBürgerspitalsfonds das demolierte Gebäudeablöst und
entwederdenGrund,aufdemderganzeKomplexliegt ,kauftoderpachtet .Die
Gemeindehat ein Stadionerrichtet undeine ganzunnötigeGemeindewacheauf¬
gestellt . Wennsich die GemeindesolcheAusgabenleistet ,musssieendlich
auchihrePflichtdemBürgerspitalsfondsgegenübererfüllen .(Beifall).Ad . R .Hörmayer:

ImVerlaufeseinerRedehat . . HörmayerdenAntraggestellt,al-¬
len 70 Jahre unddarüber alten erwerbsunfähigenundhilfsbedürftigenBe- ¬
fürsorgten den höchsten Unterhaltsbeitrag von 58 Schilling monatlichanzu¬

weisen .
"
Es wirdsodanndie Beratungüber dåe VerwaltungsgruppeIII unterbrochen
unddie Abstimmungüberdie GruppeI durchgeführt .DieAnsatzederGruppeI
werdengenehmigt ,die hiezugestelltenAnträgederMinderheitabgelehnt.

In Fortsetzung der Debatte zur Verwaltungsgruppe III führt
GR. Prinke( . . )aus ,es sei anzuerkennen ,dass dieGemeinde

auf einzelnen Gebieten der Fürse . :. esentliche Fortschritte erzielt habe .
Diesgilt insbesonderefür die gess ' losseneFürsorge .In der heutigenZeit
derNotmussaberauchin deroffenenFürsorgealles getanwerden ,umdie
grosse Not wenigstenseinigermassenzu lindern . Diein denVoranschlag
eingestellten Beträgevon16 ' 6Millionen ,die diesemZweckdienensollen ,
sind viel zu gering .Heutegibt es in Wienrund 14l . o00Arbeitslose ,wovon
rund 50 . 000ohnejedes Einkommensind . Vorallem müsstediesenAusgesteuer¬
tengeholfenwerden.(GR.Nachtnebel:Warumsteuertmansovielaus ,wenndie
Not so gross ist ? )Es müssen vom Bund bei seiner finanziellen Notlage die
grössten Anstrengungengemachtwerden ,umdieArbhitslosenunterstützung
überhauptnochaufrechterhaltenzu können .Auchdie Gemeindehat sichniema
umihre Leistungspflicht gegenüber den Arbeitslosen gedrückt ,aberder
dafür eingesetzteBetragist zu gering .Umdenhier entstehendenPflichten
gerecht zu waden ,könnte man auf anderen Gebieten spanen .So ist es eine
VergeudungvonGemeindegeldern ,dass öffentliche Kindergärten ,dienicht
voll ausgenützt werden ,nebenprivaten Kindergärtengehalten werden .Auch
an denBetriebenfür Säuglingswäschekönntenmindestens200. oo0Schilling
erspart werden .Staüt :für die Hinterbliebenen der Opfer des 15 .Juli
Ho. 000Schillingeinzusetzen ,wasauf die FamilieumgerechnethooSchilling

ergibt ,sollte man diesen Familien denselben Betrag geben wie den ausge¬

steuerten Arbeitslosen .Aucheine Erhähungder geringen Pfründenwäream
Platze . Ebensohätte eine Kürzungdes Betragesfür die Wärmæstubenunter¬
bleibensollen . DerRednergedenktsodannder aufopferndenBereitschaft .
die die gesamte WienerBevölkerungbei der Winterhilfe gezeigt hat ,sowi
der Aufopferungmit der sich die Beamtenin den Dienst der Aktiongestellt
haben und ersucht St . . Tandlereinigen Uebelständeg ,die sich bei dieser
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Aktionergebenhaben ,abzuhelfen.GeradediebeidieserSktiongemachten
Erfahrungensollten die Gemeindeverwaltungbelehren ,dasgeinewahre
Fürsorgenurmöglichist ,wennalle Ständezusammenwirken.(LebhafterBei¬
fall bei der . . )

St. . Prof .Dr .Tandlerstellt fest ,dasssichdieKlagengegen¬
überderWohlfahrtsverwaltungverringerthaben ,ja dasshie unddawenn
auchin schüchternerFormmit demWohlfahrtswesenZufriedenheitgeäussert
wurde. St . . Tandlerbeschäftigt sich sodanmit den Ausführungendereinzel¬
nenDebatterednne .Für die AusgesteuertenwurdeimvorigenJahre 13Mil-¬
lionenaufgewendet,fürdasnächsteJahrsind16Millionenveranschlagt.Zusammenmit der à Million ,die bei denSachaushilfendazugekommenist ,ist
daseine Steigerungum4 Millionen .DieKindergärtender Gemeindewurden
in der Zeit der Herrschaft der Christlichsozialen übernommen .Dieersten
Kindergärten im Jahre 1890 ,die letzten im Jahre 1919 . Wirhaben also le¬
diglichin einerGereitsvorgefundenenTendenzweitergearbeitet . Wenndie
private Fürsorgeuns immerrät,nicht Soppelgeleisig die Fürsorgezube¬
treiben undzu sparen ,kannich diesen Rat nur zurückgeben ,dennineiner
ReihevonBezirkenwurdennebenunserestädtischen Kindergärtennachher
Kindergärtender Karitas gesetzt . Wiegering die Mengeder anbegüterte
FrauenabgegebenenKinderwäscheist ,gehtdaraushervor ,dassanFrauen ,die
in Sanatorien entbundenhaben ,von im Ganzen11 . 167Wäschepaketenbloss
162abgegebenwurden .Durchdie Verlegungder Anmeldungenfür dieErlangung
der Säuglingspaketenvonden Jugendstellen an dieMutterberatungsstellendurch BegüterteerschwerenwirdenBezugdieserPakete/underhoffenunsdavoneineErspar¬
nis . DieKlagenüberdie WinterhilfesindgegenüberdemerzieltenErfolge
minimal . Wirhabenin der ersten Wocherund85 . 000LebesmittelpaketeimBetr
von100 . 000Schillingausgegebenundmusstenangesichtsder Höhedieses
Betragesbei der zweitenVerteilungdie Massnahmetreffen ,dassdieVertei-¬
lungnuran AusgesteuerteundNotstandsunterstützungsempfängererfolgt .
Wirhoffenaber ,dass,wennsichdieLagederWinterhilfekasseimJänner
bessern wird ,diese Restriktion aufgehobenwerden kann. St . . Tandlerbe¬
schäftigt sich sodannausführlich mit der Rededes GR .Arnoldundbemerkt
GR. Arnöldhabeeine ReihevonDingenbehauptet ,bei denenWirkdichkeitund
Widergabein Widerspruchstehen .SeineAnsichtüberdie privateFürsorge
habedernichtgeändertundwerdeer nichtändern . Essei immerseineMeinung
gewesen ,dass die private und öffentliche Fürsorge miteinander arbeiten

sollen ,dassaberdie Oeffentlichkeitdie Verpflichtunghat ,für allezu
sorgen . Sogeht es natürlich nicht ,dass die Fürsorgeeiner Stadt blossin
derAuszahlungderMittelbesteht ,dieFürsorgeaberdenPritatenüberlas¬
sen wird . St .. Tandlerverwahrt sich sodann mit aller Entschiedenheitgegen
den ihm vomGR. ArnoldgemachtenVorwurf ,dass er nicht voll und ganz beide :
WahrheitgebliebenseiundführtanderHandvonProtokollendenNachweis,
dassdemGR .Arnoldin demgegenständlichenFalle- es handeltsichum
das MeidlingerStiftungsheusein Irrtum unterlaufen sei .GegenüberdemVor¬
wurf ,dass die Gemeinde .Aufnahmevon Kindern in Kjöster ,sogerne die
Gemeindedafür zahlenmüsse ,vonder Zustimmungder Gemeindeverwaltungab¬

hängigmache ,weistSt. . Tandlerdaraufhin ,dassdie frühereGemeindever¬
waltungdurch einen Gemeinderatsbeschlussdie Aufnahmeeines jedenPfleg¬
lings ,für denein Kostenbeitraggeleistet wurde ,in das HausderBarmher¬
zigkeit ausdrücklichvonder Zustimmungdes Magistratsabhängiggemacht
habe( HörtHörtbeiderMehrheit) ,FüreinensolchenPfleglinghatdiefrü .
here Gemeindeverwaltungauf Grund desselben Beschlusses 6 Kronenmonatlich
an dasHausder Barmherzigkeitgezahlt( HörtHörtbei der Mehrheit ) .Dem
halte mandie Zuwendungengegenüber ,die die Gemeindean dasselbeInstitut856
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leistet .Sie bewegensich zwischen 121 . 000und 133 . 000Schilling imJahr .
Nichtrichtigist esawh ,dassdieGemeindeausErsparungsrücksichtenden
Betriebin denSpitälerneingeschränkthätte .DieEinschränkungdesSpi¬
talsbetriebes ist vielmehreine Folgeder ausserordentlichgrossenNot
undfindet sich auchüberall sonst .Sosind 30Prozentaller deutschenpri¬
vaten und öffentlichen Spitäler leer .Die ausgesteuerten Arbeitslosenver¬
lierenihreKrankenkassenundfindendaherkeineAufnahmein denSpitälern
und das in Arbeit befindliche Arbeiter kann sich ehe nicht halb - ¬
tod ist nicht entschliessen seine Arbeitsstätte zu verlassen ,weiler
fürchtenmuss ,arbeitsloszuwerden(LebhafterBeifall . . Mehrheir).Mit
grosser Entschiedenheit nimmt ,St . . Tandlersodanngegen den Vorwurfdes
GR.ArnoldStellung ,dass dieSeelsorgeimLeopoldstädterKinderspitalvon
der Gemeindeverwaltungbehindert werde .UnterHinweisauf einGutachten
des Magistratesführt er denNachweis ,dass die GemeindedemPriester
vertragsmässig sogar zur Seelsorge verprlichtet .Im LeopoldstädterKin¬
derspital warschonvorder Uebernahmedurchdie Gemeindeeinregelmässi¬
ger Besuchder Kinderdurchkatholische Seelsorger nicht üblich .DerMa¬
gistrat stellt ausdrücklich fest ,dass ein allgemeines Verbot derBesuche
vonSeelsorgernin demSpital durchdenMagistratnicht ergangenseiund
dassauchderAnstaltsleiterimGegenstandeeinvernommenerklärte ,dass
vonder Anstaltsleitungein solchesVerbotniemalsergangenist . DerMa¬
gistrat stellt weiterfest ,dass in denKinderspitälerndnWünschender
KinderundderengesetzlicherVertreternachErfüllungihrerreligiöser
Bedürfnissejederzeitentsprochenwerde ,dassdieZustimmungderEltern
eingeholtwird ,ist keinerleiBeeinträchtigungreligiöserGefühle .Eine
BeeinträchtigungkirchlicherPechtewürdenurvorliegen ,wenauchden
Wünshender Kindeseltern nicht Rechnunggetragen würde ,was aber nicht der
Fall ist .St,R . Tandlerschliesst die se seineAusführungenmitderBemer¬
kung,er werde ,e solange es sich vor einem Ideal der Menschheit ,sei
es Religion oder Weltanschauunghandelt ,denen ,die bestimmtsind fürdieses
Ideal zu kämpfen ,denRespektnicht versagen .WennGR. Arnoldmiraberden
Vorwurfmacht ,ich hätte ins Blitzblaue gesprochen ,mussich ihmerwidern ,
dass ich für die Förderung dieser Edeale mehr getan habe als er ( Lebhafter
Beifall bei der Mehrheit ) . Esist eine Ironie ,wennein Theologeeinen
Anatomenzur Sachlichkeitauffordert ( LebhafterBeifall bei derMehrheit). -¬
GRtinMotzko : Daswarnicht mehrBlitzblau ,das warschonaschgrau! -St. R.
TandlerschliesstmitdemAppellin dieserschwerenZeitgemeinsamund
friedlich zusammenzuarbeiten( Lebhafter Beifall bei derMehrheit ) .

GR. Dr .Arnold( . . ) berichtettatächlich ,dass imFalle desMeidlin¬
ger Stiftungshauses aus den wenigen Sätzen des Referates nicht klar geworde :
ist,um was es sich eigentlich handelt .Prof .Tandler hat sich wirklich an
die BeamtenschaftgewandetumAuskunftüberdie HöhederVerpflegskosten.
Ichberichtigetatsächlich ,dassunsereAuffassungin demdürftigenReferat
ihre Begründunghatte .ImFallederUnterbringungvonKindernberichtige
ich tatsächlich ,dass nicht die vorherigeUnterbringungder Kinderinder
Anstalt der Anlass zumStreit war .Der Streit hat damit begonnen ,dass dieGe
meinde von 1923 an die Zahlung der Verpfäe gskosten an sämtliche katholische
Anstalten einstellte und die schon bewilligten Verpflegskosten auch dann
einstellte,wenn die Anstalt gewechselt wurde und die Kinder in einer katho¬

lischen Anstalt untergebracht wurden .Dieser Streit stellt sich nicht soharn
los dar ,wie Prof .Tandler es glauben machenwollte .Im Falle derAngelegenhe
der Spitalsseelsorge berichtige ich tatsächlich ,dass ich mit Prof .Tandler
dreimal gesprochen habe .Ich berichtige tatsächlich ,das s derKooperator
Schebek früher ohhe Befragung der Anstaltsleitung das Spital betreten konn¬
te und sich jetzt jedesmal darauf berufen muss ,dass er im einzelnenFallevon den Eltern gewünscht wird ,( Beifall bei der . L

Zur Verhandlung kommtdie Verwaltungsgruppe für Wohnungswesan.857
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DieDebatteüberdenVoranschlagderVerwaltungsgruppe
für Wohnungswesenleitet StadtratWebermiteinemausführlichenBerichtein :

WieschonSt .R .Breitnerhervorgehogenhat ,ist fürden
WohnhausbauimBudgetnurder Betragvon50MillionenSchillingvorgesehen .
MitdiesemBetragist allerdingsnurdie FortFührungundFertigstellung
der derzeit imBaubefindlichen . 200Wohnungensichergestellt .Vielleicht
lässt sich durch Ersparungen und durch eine allgemein einsetzende Verbilli¬
gungein Betraghereinbringen ,mit demnochder Bauvoneinigenhundert
Wohnungenbegonnenwerdenkönnte .Keineswegsaber wirdes möglichsein ,den
Restvon . 900Wohnungenzur VollendungdesBauprogrammesin Arbeitzuneh¬
men ,wennnicht neue Gelder für diesen Zweckzur Verfügunggestellt werden .

Eine Einschränkung der Wohnbautätigkeit ist heute doppelt
schmerzlich .Doppelt nicht etwa nur wegender noch immerbestehendendrücker
denWohnungsnot,mehrnochwegendernochimmerumsichgreifendenArbeits¬
losigkeit .Ist dochbekannt ,dassdieBautätigkeitfür denGangderWirt-¬
schaft voneinschneidenderBedeutungist unddasskeinProduktionszweig
sovielfür ArbeitslöhneaufwendetwiedasBaugewerbe.Mindestens60Pro-¬
zent der gesamtenBaukostenbetragen die Arbeitslöhne .DerBudgetansatz
für das laufende Jahr beträgt 96 Millionen Schilling ;rund 58Millionen
Schillingdavonwurdenfür Arbeitslöhneausgegeben.Nimmtmandasdurch¬
schnittliche Jahreseinkommeneines Arbeitersmit3000Schillingan -das
wirklicheEinkommenist geringer- ,so ergibt sich ,dassbei denBautender
GemeindeWienimlaufendenJahr19. 200ArteiterBeschäftigunggefundenha-¬
ben .Dabeisindin dieserSummedie Arbeitskräfte ,die bei derUrproduktion,
bei derGewinnungdesHolzes ,desEisens ,derverschiedenenBaustoffeund
beim Transportwesen tätig waren ,nicht eingerechnet .

Der Wohnhausbauder GemeindeWienist aber nicht nurfür
die Wirtschaft unserer Stadt von überragender Bedeutung ;auch dieübrigen
BundesländerhabenanderBautätigkeitderGemeindeWieneinennichtunbeder
tendenAnteil .SowurdenimJahre1930ausdenBundesländernBaustoffeim
Betragevonrund14 ' 5MillionenSchillingbezogen.

DieBautätigkeitderGemeindeist alsoproduktiveArbeits-¬
losenfürsorgeimweitestenSinnedesWortes;geradedeshalbwäreeineEin¬
schränkungderBautätigkeitganzbesonderszubeklagen .DieseTatsachewerden
wirunsbeiderBeratungderVorlageüberdieErhöhungderWohnbausteuer
vor Augenhaltenmüssen.

Uoberdie Bautätigkeit selbst ist zu berichten ,dassbis
zumheutigenTage51. 326Wohnungenhergestelltwordensind .Imlaufenden
Jahrewurdenmehrals . 000Wohnungender Benützungübergeben .ZurVollen-¬
dungdes Wohnbauprogrammes( 60 . 000Wohnungen)ist nochder Bauvon. 970
Wohnungenin Angriffzunehmen .NachFertigstellungdererwähnten. 970
Wohnungenundderauf18BaustellensichimBaubefindlichen. 179Wohnunge:
werdeninsgesamt65,475Wohnungenerbautsein .

ImheurigenJahr sind bis 1 .NovemberdurchdasWohnungs-¬
amt . 710Parteienmit22 . 773PersonenmitWohnungenversorgtworden .Währe
demWohnungsamtmonatlich rund 500 Wohnungender verschiedenen Grössein
städtischenNeubautenzurVerfügungstehen ,wurdenindenersten11Monaten
des heurigenJahres durchschnittlich im Monat820Wohnungsmuchendevorge- ¬

merkt .
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Es drängt sich die Frage auf ,warum/Wientrotz demgros - ¬

senWohnungszuwachs,dereinschliesslichderprivatenBautenmit55. 000
bis 60 . 000Wohnungenbeziffert werdenkann ,und trotz demBevölkerungsrück -¬
gang von über 2,000 . 000auf ' 8Millionen Einwohner noch immereine so
grosseWohnungsnotbesteht .DieBeantwortungdieserFrageist nichtschwer.

Durch den Geburtenrückgang und die Kriegsverluste ist im

ZusammenhangmitdemWohnungszuwachsdie KopfzahlproHaushaltundWohnung
von ' 25auf ' 2Köpfezurückgegangen.EineVerminderungderHaushalteist
trotzdemBevölkerungsrückgangnichteingetreten.DerWohnungszuwachswur-¬
de zumgrössten Teil durch die gesteigerte Zahl derHaushaltsgründungennach demKriegewettgemacht.

DurchdieBeseitigungderWehrpflichtunddurchdenWeg-¬
fall andererHemmunngensetztenachdemKriegedieHaushaltsgründungbei
denMännernin derRegelschonmitdem22. Lebensjahrein ,in derVor-¬
kriegszeit heiratete die Mehrheitder Männerim Alter von28 bis 30Jahren .
DadurchhatsichdieZahlderHaushalteschätzungsweiseumho. 000bis
50 . 000erhöht .In denJahren1914bis 1918haben77 . 129EhepaaredenHaus-¬
halt gegründet ,in denJahren1919bis 1923nichtwenigerals132. 795. Der
Jahresdurchschittvon1914bis 1918betrug15. 400 ,dervon1919bis1923
hingegen 26500Haushaltsgründungen .Daraus ergibt sich ,dass von 1919bis
192355. 666Haushaltemehrgegründetwordensind ,als in denJahren1914
bis 1918 .

Undlegt mandie Eheschliessungendes Jahrfünftes 1909- ¬
1914derBerechnungzugrunde,sozeigtsich ,dassnachdemKriepebei
gesunkenerBevölkerungszahlum37. 780Haushaltemehrgegründetwordensind .
DieseZahlenbestätigen meineAnnahme ,dass sich die Zahlder Haushalteseit
demJahre 1914um4o . 000bis 50 . 000erhöhthat .

Esmussweiterbeachtetwerden ,dssderWienerWohnungs-¬
marktnicht nur die in Wienauftretenden Wohnbedürfnissezubefriedigen
hat ,sonderndasser auchvonWohnungssuchendenausallenGemeindenderUm-¬
gebungstark in Anspruchgenommenwird .Ausserhalb Wienswurdebekanntlich
nursehrweniggebaut .VordemKriegewarenzahlreichein Wienbeschäftigte
Familienbestrebt ,in einer Gemeindeausserhalb Wienszu wohnen ;jetzt voll - ¬
ziehtsichderumgekehrteProzess ;zahlloseHaushaltederUmgebungWiens
suchen jetzt nicht nur aus Ersparungsgründen in Wienihren Wohnbedarfzube¬
friedigen ,sondernweilsie drausseneineWohnungnichterhaltenkönnen.
EinederweiterenUrsachendernochimmerstarkenNachfragenachWohnun¬
genist auchin der SpannungzwischenHauptmietzinsundUntermietzinszu
suchen ;die Spannungist so gross ,dass die Masseder Untermieteraus
wirtschaftlichen Gründeneine selbstständige Wohnunganstrebt .

DieschwereeHemmungen,die beimWohnungstauschzuüber-¬
winden sind ,verhindern eine bessere Verteilung des Wohnraumes .VieleHaus- ¬
inhaber - es gibt auch rühmlicheAusnahmen -verhinderndurchVerweigerung
derZustimmung,wennsichzweiParteienzumTauschgefundenhaben,dieFunk-¬
tion diesesRegulatorsamWohnungsmarkte.Dazukommtnoch ,dassbeijeder
Neuvermietungder Mietzinsdas Zweitausendfache ,das heisstpraktisch
auf das Fünftausendfache steigt .Aus all diesen Gründen bemühen sich daher
beimWohnungsamtederzeit nicht weniger als 115 . 000tauschlustige Parteien
umdenTauschihrer gegenwärtigenWohnungmit einer Wohnungin einemHaus
der Gemeinde .

DerMangeleinesVermiebungszwangesfreigewordenerWoh¬
nungenund das Begehrenvon hohenAblösenund Goldmietzinsenführenzwangs- ¬859



läufigzuverhältnismässigvielenLeerstehendenWohnungen.Larüberwird
allgemeinmitRechtgeklagt .Hierkönntenurein GesetzüberdenWohnungs-¬
nachweisAbhilfeschaffen .DasGesetzmüssteeinenAnmelduingszwangfreige-¬
wordenerWohnungenbeimstädtischenWohnungsnachweisbeinhaltenundderGe-¬
meindedas Rechtgeben ,in Wohnungen ,die nach Freiwerdennicht binneneiner
kurzenFrist vermietetwordensind ,einen Mietereinzuweisen .DasGesetz
müssteaberauchdenWohnungstauschregeln ,undzwarin derWeise ,dasses ,
wennsichzweiParteienzumTauschfinden ,dieHausbesitzerverhaltenmüsste
einemTauschzuzustimmen,wennniht berechtigteGründegegendieZustimmung
sprechen .In strittigen Fällen müsste den Parteien auf kurzem Wegeein
Appellentwederandie MietkommissionencderaneigensvonHausbesitzern
undMieternbestellte ständige Kommissionenzustehen .

NichtohneEinflussaufdie NachfragenachWohnungenbeim
Wohnungsamtesind auch die Kündigungen .Im Jahre 1930 wurden 12 . 103Haupt - ¬
mieterund . 785Untermieter,zusammenalso17. 888Mietergakündigt .In
denersten10MonatendåesesJahreserfolgten13. 513Kündigungen.Selbst
wennnurein Drittel aller KündigungenrechtskräftigwurdeunddieGekün¬
digten vomWohnungsamteeine Wohnungbegehrten ,wärendamitschonallein
einemJahrezur ErbauunggelangendenWohnungenkonsumiert .Einschwerer
Nachteilist esauch ,dassdiedurchKündigungfreiwerdendenWohnungenin
der Regel nicht von Mietern ,deren Wonnbedarfam dringendsten ist ,bezogen
werdenkönnen ,sonderndasssie meistnurandie zahlungskräftigstenMieter
vergebenwerden .

Nichtzuletztist dieWohnungsnotauchaufdenBestandkleinstorundschlechtesterWchnungenzurückzuführen .NachderWohnungs-¬
zählungimJahre1917 ,dieinsgesamt554. 545Wohnungenergab ,wareninWien
67 . 960Kabinettwohnungenund10 . 865Wohnungen,die nurauseinemeinzigen
Zimmerbestanden.Vondiesen78,025Wohnungenhattennur37. 426eineKüche.
Weitergabes in Wiendamals196. 631WohnungenausZimmerundKücheund
130. 535WohnungenausZimmer-Kabinett-Küche.EinegrosseZahlMieter
suchtvonlängstunzulänglichgewordenenundschlechtenWohnungenloszu-¬kommen .

Durchdie Erbauungvonmehrals 50 . 000Wohnungen,diedie
Gemeindebishererrichtethat ,ist einegewaltigeVerbesserungin denWie-¬
ner Wohnverhäktnisseneingetreten .Leider liegen statistische Erhebungen
überdieWohnverhältnissenichtvorgobwohlsie für dieBeurteilungdes
wirklichenZustandesvongrösster Bedeutungwären .Abereineschätzungswei-¬
se Berechnungergibt ,dassin Wienauf ' 7PersoneneinWohnraumentfällt .

Es ist gewisskein unzuLässigerOptimismus ,wennmanbehaur
tet,dass die Zeit nicht mehrferne ist ,in der die WohnungsnotinWien
überwendenseinwird .ZudieserSchlussfolgerunggibt unsdieBevölkerungs-¬
statistik Anlass .Bekanntlichist seit 1913der Geburtenrückgangeinganz
enermer .DieWirkungdiesesRückgangesscheintamschärfstenin denWiener

7 /Schulenauf .WährendimSchuljahr1913/1hdie WienerVolksschulenvon
237. 737Kindernbesuchtwordensind ,betrugdieSchülerzahlimSchuljahr
1926/27nur 115 . 531 :das ist ein Rückgangum122 . 206Einder .DerGeburten
rückgangwirdsich aufdemWienerWohnungsmarktin einerstarksinkenden

Zahlder Haushaltsgründungenauswirken .Derzeittritt er nurdurcheinen
RückgangderWohndichteteilweiseinErscheinung.NacheinerBerechnungdes
HofratesDr .HeckewirddieZahlderEhen,dieheuteimJahrenochimmer
17,000beträgt ,imJahre1935auf11. 000zurückgehenunddannrapidbiszum860
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Jahre1942auf . 000Ehensinken ,Manwirddahermitdemdannvorhandenen
WehnraumnichtnurreichlichdasAuslangenfinden ,sonderneswirdauch
eineentsprechendeAnzahlvonWohnungenleerstehen .Diesekeineswegser-¬
schöpfendaufgezähltenTatsachenbweisen,dasswirmitdemBauvonKlein-¬wohnungennach lange nicht aufhören können und dass wir mit unserer Woh¬
nungspolitik den richtigen Weggehen .

UnterBerücksichtigungdervoraussichtlichEnde1932fer-¬tiggestelltenWohnungenwirddie Wohnhäuserverwæltungeinschliesslichder
Notstands-undSiedlungsbautenEnde1932über63. 547Wohnungenund. 432
Geschäftslokaleverfügen.AusserdemsteheninVerwaltungstädtischerBe-¬triebe ,UnternehmungenundAnstalten . 964Wohnungenund162Geschäfts-¬
lokale ,sodassEnde1932dergesamteBestand69. 511Wohnungenund. 594
Geschäftslokalebetragenwird .ZudenWohnhausanlagengehören33zentrale
Dampfwäschereienund63zentraleBadeanlagen.DieMietzinsewerdenim
kommendenJahr7,741 . 130Schillingbetragen.

IchkannmitBefriedigungfeststellen ,dassdiestädti-¬scheWohnhäuserverwaltungmit keinennennenswertenSchwierigkeitenzu
kämpfenhat .DieMietzinselaufenregelmässigein ;derMietzinsrückstand
betrugEndedesVorjahres180. 000Schilling,dassindnichtganz3Prozentdes Mietzinsesüberhaupt.

AusdemVoranschlagist zuersehen,dasssichdieGemeindeWienbemüht,imRahmenderihrzurVerfügungstehendenMitteldieihrge-¬
stellten Aufgabenkraftvoll zu erfüllen .( Beifallbei derMehrheit) .

GR.Ullreich( . . )sprichtausführlichüberdasKleingartenwe¬
sen . WiedasvorliegendeBudgetzeigt,hatdieGemeindedieKleingarten¬
förderung,aufdiesiesichseinerzeitsovielgetanhat,soziemlich
abgebaut,WährendimJahre1930fürdieKleingartenförderungnoch180. 000
Schilling,fürdasJahr1931noch161. 000Schillingveranschlagtwurden,sindheuernurmehrdafür22. 000Schillingvorgesehen.Dasist einsehrkräf¬

tigerAbstrich. DerRednerführtsodannBeschwerdedarüber,dass dasAus-¬
massderGemeindesiedlungenimmerkleinerwird .DieMehrheitistselbst
daranschuld ,dasssieheuteüberdieStadtgrenzennichthinauskann,dasieseswar,dieauspolitischenGründendasStadtgebietvondemflachen
Landabgeschnürthat .TrotzdemwäreesbeieinigemgutemWillenmöglich,
sowohäinnerhalbwieausserhalbdesStadtgebietesLandfürdieSiedlerzuerschliessen .In der Kleingartenförderunggeschieht seitens derGemeingar nichte mehr . 852

GR.UllreichbeschäftigtsichsodannmitdemstädtischenWohnungs-¬
wesenundtritt derMeinungdesSt. . Weberentgegen,dassbaldeinefühl¬
bareLinderungder Wohnungsnotzu verspürensein werde .NachdenMitteilun¬
gendesStadtratessindzwarnur11,300Wohnungsbedürftigevorgemerkt,es
sindabernichtwenigerals15. 3hoGesumheeingebrachtworden.Dasheisst,33. 980Gesuchesindabgewiesenworden.VondieserZahlist sicherlichder
überwiegendeTeilwohnungsbedürftig.SolangewirnochBarackenlagerinWinhaben ,kannvoneinemNachlassender WohnungsnotkeineRedesein .Dazu
kommtnoch ,dassimJahre1932Gemeindeneubautennichtbegonnenwerdensolle
Angesichtsdieser Sachlagemüsstealles getanwerden ,umdieprivate
Bautätigkeitzufördern .
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Eine Behinderungder Siedlungsbetätigungist/dass die Gemeindevon
Gründen,dievonGenossenschaftenzurVerbauungdurchihreMitgliederer¬
worben worden sind ,die Bodenwertabgabevomunverbauten Grundeinhebt .
DasbedeutetnatürlicheinestarkeBehinderungdergenossenschaftlichen
Bautätigkeit .In letzterZeitwurdeauchdasstädtischeSiedlungsamtauf¬
gelassen ,wassicherals Beweisgeltenkann ,dassSie ,für dieSiedlungs¬
betätigunggarnichtsübrigHaben. DervorliegendeVoranschlagzeigt ,
wie wenig Sie für die Kleingartenförderung tun wollen .Sie werdenwahr¬
sdheinlichbei nächster Gelegenheitauch die Kleingartenstellesang¬
und klanglos verschwindenlassen .Die Wohnbauförderungsaktion ,beider

manches- ichwill es zugeben - verfehltwar ,ist jetzt zu Endegegangen .An
ihrer Stelle müsste die städtische Wohnbauförderungtreten .Ichdenke
mirdie Sacheso ,dassdie Gemeinde50Prozentder BaukostenausdenMitteln
der Wohnbausteuerals Darlehen auf die zweite Hypothekgibt .Dieandere
Hälftesoll derBewerberaufbringenoderer soll sich dasGeldaufdie
ersteHypothekverschaffen .Ichstelle daherfolgendenAntrag:

Trotz der mehrfachmehrjährigen Wohnbautätigkeit ist es derGe¬
meinde/Wiennichtgelungen ,die Wohnungsnotin Wienin fühlbarerWeisezu
mildern .Diesundder Umstand ,dass imJahre 1932keineNeubauteninAngriffe
genommenwerdenkönnen ,zwingtzur Erschliessungneuer Wege ,umdieSchaffung
vpnWohnungennicht nur auf die Bautätigkeitder Gemeindebeschränktzu
halten .Auchdie Wirtschaftskrise fordert gebietzisch eine möglichstum¬
fassendeBautätigkeit .ZudiesemZweckeist die pribateundbesondersdie
genossenschaftliche Bautäbigkeit durch Schaffung einer städtischen Wohn¬
bauförderungsaktionheranzuziehen.AlsGrundsatzwärenhiebeiinAussicht
zu nehmen :die Hälfte desEAtrages der Wonnbausteuerwird alljährlich zur
Gewährung von Hypothekarkredit gegen 1 prozentige Verzinsung für zwei¬

stellige Darlehen im Ausmassvon 50 Prozent der Gestehungskostengewidmet .
Für solderart begünstigte Bauten kann vorgeschrieben werden ,dass sebis
zu 75 Kleinwohnungen hethalten ."

/0 Wirwollen Ihnen durch unseren Antrag die Möglichkeitgeben ,auf
ei nemanderenWegezu grässerenErfolgenauf demGebietedesWohnungs¬
wesens zu kommen( Lebhafter Beifall bei der . . )

DieVerhandlungenwerdenabgebrochen .NächsteSitzungmorgen
17Uhr .

Schluss der Sitzung 21 Uhr 50.
Bogenabfertigung21 Uhr55 .
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